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2 Middel 
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Einleitung 

Die folgende Arbeit beschäftigt sich mi t den Willenserklärungen 
Privater im öffentlichen  Recht, für die eine annähernde gleiche Klä-
rung, wie sie für Verwaltungsakte vorhanden ist, fehlt 1. Sie kann nicht 
alles zur rechtlichen Behandlung derartiger Willensäußerungen bringen; 
vielmehr ist beabsichtigt, die wichtigsten und immer wieder praktisch 
werdenden Rechtsregeln für diese Willenserklärungen zu entwickeln. Es 
werden Wirksamwerden, Widerruflichkeit  und Anfechtbarkeit  der 
öffentlich-rechtlichen  Willenskundgebungen sowie die Geschäftsfähigkeit 
ihres Autors behandelt. 

Da der Allgemeine Teil des Verwaltungsrechts nicht kodifiziert  ist, 
sind die zu untersuchenden Rechtsregeln zumeist nicht normiert, so 
daß sich die Frage aufdrängt,  inwieweit nämlich das vol l ausgebildete 
Bürgerliche Recht Modell oder Vorbi ld für die verwaltungs-rechtlichen 
Behandlungsgrundsätze sein kann. Es ist also zu prüfen, ob die zivi l-
rechtlichen Vorschriften  über Willenserklärungen die rechtliche Pro-
blematik der öffentlich-rechtlichen  Willensäußerungen Privater decken 
und daher auf sie zurückgegriffen  werden kann oder eigenständige 
Regeln aufzustellen sind. Damit ist zugleich das Verhältnis des öffent-
lichen zum privaten Recht angesprochen. 

1 Vgl. Küchenhoff t In : BayVBl, 1958/325 (I). 



E r s t e s K a p i t e l 

Der Begriff  der öffentlich-rechtlichen  Willenserklärungen 
von Privatpersonen und Beispiele 

A. Begriffsbildung 

Die zu den Rechtshandlungen1 gehörende Willenserklärung w i rd be-
schrieben als die auf eine Rechtsfolge gerichtete Willensäußerung, deren 
Wirkung durch die Rechtsordnung entsprechend dem kundgegebenen 
Wil len bestimmt wird 2 . Eine theoretische Erörterung der objektiven 
und subjektiven Willenserklärungselemente muß im Rahmen dieser 
Arbeit unterbleiben3. 

Der in dieser Weise umschriebene Begriff  der Willenserklärung ist 
auch den Willenserklärungen Privater im öffentlichen  Recht zugrunde-
zulegen, ohne daß diese Gleichheit der Begriffsbildung  eine gleiche 
rechtliche Beurteilung der Willensäußerung in beiden Rechtsgebieten 
bedingt4. Dabei handelt es sich nämlich wie auch beim Vertragsbegriff 5 

um einen Grundbegriff  der allgemeinen Rechtslehre6. 

Die Existenz öffentlich-rechtlicher  Willenserklärungen Privater ist 
heute anerkannt, während früher  manche Autoren diese Willensäuße-
rungen ablehnten7. Der Ansicht widerstreitet eine Anzahl von Vorschrif-
ten wie etwa §§121—129 SchlH LVwG, welche die Existenz öffent-
lich-rechtlicher Willenserklärungen von Zivilpersonen voraussetzen. Da-
mit w i rd grundsätzlich die Möglichkeit anerkannt, daß ein Privater 
durch die Abgabe von Willensäußerungen seine Rechtsbeziehungen im 

1 Vgl. das Schema bei Wolff , VR I , S. 221 ( I I b, 2). 
2 s. Erman-Westermann,  Einl. zu §§ 104 ff.  Bern. 1; Kiichenhoff,  in : Fest-

schrift  für Laforet,  S. 317, 319 ( I I I ) und S. 321 (3). 
3 Dazu vgl. Larenz,  AT, S. 336—340; Bartholomeyczik , In: Festschrift  für 

Ficker, S. 51 ff. 
4 Vgl. auch Burckhardt,  Vertrag, S. 19. 
5 Vgl. Beinhardt , Vertrag, S. 63; Oeschger , S. 4 u. S. 83 (I). 
6 Vgl. Simons , S. 105. 
7 So Backeberg , S. 38 f. u. S. 62; woh l auch Manigk , Anwendungsgebiet, 

S. 19. 
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öffentlichen  Recht (mit-)gestalten kann8. Da die Regelungsbefugnis dem 
Ziv i l - und dem Verwaltungsrecht gemeinsam ist, w i rd eine Abgrenzung 
der Willenserklärungen in beiden Rechtsmaterien notwendig. 

Um sie zu erleichtern, ist zunächst die Terminologie zu klären. Als 
Begriffsbenennungen  kommen in Betracht öffentlich-rechtliche  Willens-
erklärungen von Privatpersonen oder Privater bzw. Willenserklärungen 
Privater im öffentlichen  Recht. Ebenso ist die Bezeichnung „Willens-
erklärungen von Zivilpersonen" oder „nichtamtliche publizistische 
Willenserklärungen" verwendbar. Dagegen ist der Begriff  der privaten 
Willenserklärung 9 irreführend,  da er nicht nur den Urheber der Wi l -
lenserklärung, sondern auch den Gegenstand der Willensäußerung be-
zeichnen kann1 0 . 

B. Abgrenzung zu den bürgerlich-rechtlichen Willenserklärungen 

Die öffentlich-rechtlichen  Willenserklärungen Privater lassen sich von 
solchen auf dem Gebiet des bürgerlichen Rechts, insbesondere den sog. 
amtsempfangsbedürftigen  Willensäußerungen, nur durch den Rechts-
erfolg unterscheiden. Dieser muß objekt iv1 1 auf öffentlich-rechtlichem 
Gebiet l iegen12. Wie beim öffentlich-rechtlichen  Vertrag ist daher ent-
scheidend, ob der Regelungsgegenstand dem öffentlichen  Recht an-
gehört13. Die dabei auftauchende Frage — was kennzeichnet das öffent-
liche und was das private Recht — ist zu beantworten nach den dazu 
entwickelten Kri ter ien von Rechtsprechung und Lehre 14 . 

I . Subjektions- oder Mehrwerttheorie 

Nach dieser Lehre 1 5 ist für die Abgrenzung entscheidend die Stel-
lung der Rechtsträger zueinander. Ein öffentlich-rechtliches  Verhältnis 
liegt demzufolge vor, wenn ein Beteiligter dem anderen mi t hoheit-

8 Vgl. auch Simons,  S. 113. 
9 s. aber Jellinek,  VR, S.250f. und in : Festgabe für das prOVG, S. 84, 107; 

Giese, Gutachten, S. 172 f.; Fliegauf,  in : DVB1. 1961/270, 273 (1 b). 
1 0 Ebenso: Siebecke,  S. 27. 
1 1 s. Küchenhoff,  in : Festschrift  für Laforet,  S. 317, 319 f. 
1 2 Ebenso: von Turegg-Kraus,  S. 104 (2b); Landmann-Giers-Proksch,  S. 144; 

Gitzinger,  S. 44, 45; Schiedermair,  Verwaltungsakt auf Unterwerfung,  S. 19, 
Fußn.3; Küchenhoff,  a. z. a. O., S. 319 ( I I I ) und in : BayVBl. 1958/325 (I I I ) . 

1 3 Vgl. Kormann,  in : AnnDR 1911/904, 910 ( I I 2). 
1 4 Al lgemein vgl. Molitor,  S. 30—35; Siebecke,  S. 17—25; Bengel,  S. 61 bis 

70; Oeschger,  S. 5—26; Wolf,  i n Festschrift  für Mol i tor, S. 1 ff.;  Soergel-
Schmidt,  Einlei tung zum Allgemeinen Teil, Rd. Nr. 87—90. 

1 5 I h r folgen: BGHZ 14/222, 226 f.; 35/175, 177; Forsthoff,  S. 107 f.; Hatscheck, 
S. 15. 


